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P R A A M B E L

Aufgrund des $ 1 Abs. 3 und des $ 10 des Baugesetsbuches (BauGB) und der SS 56, 97 und 98 der Nieder-
sächsischen Bauordnung (NBauO) i. V. m. $ 40 der Niedersächsischen Gemeindeordnung hat der Rat der Ge-
meinde diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den nachstehenden planungsrechtlichen
Festsetzungen sowie den nachstehenden örtlichen Bauvorschriften über die Gestaltung, in der Sitzung am
04.10.20{0 als Satzung beschlossen.

P  L A N  U  N  G  S  R  E  C  H  T  L  I C  H  E  F  E  S T S  E  T Z U  N  G  E  N

1. Mit dem Inkrafttreten dieses Planes werden die Bebauungspläne Nr. 1 und Nr. 2, soweit sie in den Gel-
tungsbereich dieses Planes fallen, außer Kraft gesetzt.

2. In den Flächen für Vorkehrungen zum Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen (passiver Lärmschutz
PLS) sind als Vorkehrungen gegen den Verkehrslärm von der Bahnhofstraße (K 148) beim Neubau oder
baugenehmigungspflichtigen Anderungen von Wohn- und Aufenthaltsräumen die folgenden resultierenden
Schalldämmmaße (erf.R'w,res) durch die Außenbauteile (Wandteil, Fenster, Lüftung, Dächer etc.) einzuhal-
ten: Aufenthaltsräume von Wohnungen: erf.R'w,res = 35 dB

Büroräume oder ähnliches: erf.R'w.res = 30 dB

Außenwohnbereiche wie Terrassen sind im Schallschatten der jeweils zugehörigen Gebäude auf der lärm-
abgewandten Seite anzuordnen oder durch zusätzliche Lärmschutzeinrichtungen, die die o.g. Schalldämm-
werte für Büroräume erreichen, vor Lärmimmissionen zu schützen.

3. Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von Oberkante Mitte fertiger erschließender
Straße bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, in der Mitte des Gebäudes an der Straßenseite
0.50 m nicht überschreiten.

4. Die Traufenhöhe, gemessen von Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden bis zum Schnittpunkt der Au-
ßenkante des aufgehenden Außenmauerwerks mit der Dachhaut, darf bei eingeschossigen Gebäuden
3,75 m und beizweigeschossigen Gebäuden 6,75 m nicht überschreiten.

5. Die Firsthöhe wird bei eingeschossigen Gebäuden auf maximal 9,00 m, bei zweigeschossigen Gebäuden
auf maximal12,50 m über Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden festgesetzt.

6. lm Ml2 kann die Baugenehmigungsbehörde gemäß S 31 (1) BaUGB im Einvernehmen mit der Gemeinde
von der Zahl der Vollgeschosse eine Ausnahme um + 1 Vollgeschoss zulassen, wenn die für Gebäude mit
einem Vollgeschoss festgeseEte Traufenhöhe eingehalten wird.

7 . Die Grundflächenzahl darf gemäß $ 19 Abs. 4 BaUNVO von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
Nebenanlagen im Sinne des $ 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,
durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 30 % überschritten werden, wenn folgende
VorausseEungen erfüllt werden :
StellpläEe uM Zufahrten sind ganzheiüici wasserdurcilässig zu befestigen, z. B. mit breittugig verlegtem
Pflaster oder Rasengittersteinen (mit mindestens 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. Garagen gem.
$ 12 BauNVO und Nebenanlagen gemäß $ 14 BauNVO mit Flachdächern sowie bauliche Anlagen unter-
halb der Geländeoberfläche sind dauerhaft flächendeckend zu begrünen.

8. lm Mlz sind je Wohngebäude maximal2 Wohnungen zulässig.

9. lm Mlz sind separate Kellerwohnungen unzulässig.

10. Je angefangene 150 m'öffentlicher Verkehrsfläche ist innerhalb der Verkehrsflächen ein hochstämmiger
Laubbaum zu pflanzen (Stammumfang in 1,0 m Höhe mind. 14 cm).

11. Je angefangene 500 m2 Baugrundstück ist innerhalb des jeweiligen Baugrundstücks mindestens ein hoch-
stämmiger Laubbaum (darunter fallen auch Obstbäume) zu pflanzen (Stammumfang in 1,0 m Höhe mind.
14 cm).

12. Bei allen im Bebauungsplan festgeseEten Gehölzpflanzungen sind ausschließlich standortgerechte heimi-
sche Gehölze entsprechend der Liste im Umweltbericht zu verwenden (Pflanzabstand 1 x 1 m, Qualität min-
destens zweimalverpflanzte Sträucher bzw. Heister, Höhe 60 - 100 cm).

13. Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen nach $ 9 (1a) BauGB
Mit der Aufstellung dieses Bauleitplanes werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet. Die Eingriffe sol-
len teilweise innerhalb des räumlichen Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplanes durch ent-
sprechende Ausgleichsmaßnahmen auf privaten und öffentlichen Grundstücken kompensiert werden. Dar-
über hinaus erforderliche Kompensationsmaßnahmen in Höhe von 3.995 Werteinheiten sollen außerhalb
des Plangebietes auf Flächen der Gemeinde Rieste durchgeführt werden:

Flächen: Gemarkung Rieste, Flur 14, Flurstücke 15/6 und 14.
Die Maßnahmen werden im Umweltbericht konkret beschrieben.
Die Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle, also außerhalb der Grundstücke, auf denen
Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind, werden den Eingriffsgrundstücken im Geltungsbereich
dieses Bebauungsplanes gem. $ 9 Abs.1a SaE 2 BauGB im Ganzen zugeordnet. Die Umlegung der erstjat-
tungsfähigen Kosten für die Bereitstellung der Flächen und für die Durchfrhrung der Kompensafionsmaß-
nahmen richtet sich nach der "SaEung der Gemeinde Rieste zur Erhebung von l(ctenerstattungsbeitt:lgpn
nach den SS 135 a - 135 c BauGB'.



G  E  S T A  L T  E  R I S  C  H  E  F  E  S T S  E  T Z U  N  G  E  N

1. Die Dachausbildung muss als Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdach erfolgen. Garagen gem. S 12 BauNVO
und Nebengebäude gem. S 14 BauNVO können auch mit Flachdach errichtet werden.

2. Einfriedungen sind im Vorgartenbereich - Bereich zwischen Straßenverkehrsfläche und vorderer Bauflucht -

nur bis maximal 0,80 m über Straßenoberkante zulässig.

Rieste. den ... . . . . . . . .

Bürgermeister

N A C  H  R I C  H  T  L I C  H  E  Ü  E  E  R N A H  M  E  N

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oderfrühgeschichtliche Bodenfunde (das können u.a.
sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen u.
Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß $ 1  Ab.s 1
des Nds. DenkmalschutzgeJeEei (NDSchG) meldepflichtig und müssen der unteren Denkmalschutzbehör-
de des Landkreises (Kreisarchaologie Osnabrück, Lotter Str. 2, 49078 Osnabrück, Tel. (0541) 323-
227714433) unvezüglich gemeldet werden. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der
Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen sind nach $ 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werk-
tagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren SchuE ist Sorge zu tragen, wenn nicht die
Denkmalschutzbehörde vorher die FortseEung der Arbeit gestattet.

2. Sichtwinkel sind oberhalb 0,80 m über Straßenoberkante von jeder Sichtbehinderung dauernd freizuhalten
(gem S 31 (2) NStrG). Es sind nur Einzelbäume zulässig, bei denen die Aste nicht unter 2,50 m Höhe über
öelande ansetzen. Von dieser Festsetzung sind vorhandene hochstämmige Bäume ausgenommen.


